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I Ö$TERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 
, , 
: 1018 WIEN, ROTENTURMSTRASSE 13 (ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 63 2718, DW 23 

Datum: 2·c
.<. T. 1986 

Zu GZ. 601.861/7-V/l/86 

hausplatz 2 

Wie n 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Bundes-Verfassungsgesetz durch 
Bestimmungen über Verwaltungsstrafbehörden 
ergänzt wird 

Der österreichische Rechtsanwaltskammertag bestätigt den 

Erhalt des Entwurfs eines Bundesgesetzes, mit dem- das 

Bundes-Verfassungsgesetz durch Bestimmungen über Verwaltungs­

strafbehörden ergänzt wird und erstattet nachstehende 

S tel 1 u n g nah m e 

1. 

Der vorgelegte Entwurf ist der untaugliche Versuch, die in 

der österreichischen Rechtsordnung längst fällige Anpassung 

des Verwaltungsstrafverfahrens an die Europäische Menschen­
rechtskonvention durchzuführen, denn der Entwurf bietet nur 

eine halbe·Lösung statt die sich bietende ganze Lösung der 
Einführung einer Landesverwaltungsgerichtsbarkeit analog der' 

in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden. 
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Die im Entwurf in Art. I/I (Art. 107 Abs. 1 B~-VG) vor­

gesehene Installierung unabhängiger und unparteiischer 

Verwaltungsstrafbehörden ist im Prinzip richtig und zu 

begrüßen, wenn es sich dabei um die Installierung einer 

echten Landesverwaltungsgerichtsbarkeit handelt. 

11. 

Der Vorschlag, daß ein Drittel der Mitglieder dieser 

Landesverwaltungsstrafbehörde auf Grund eines Vorschlages 

der Bundesregierung zu ernennen wäre, ist sachlich nicht 

gerechtfertigt, denn die Tatsache, daß diese Landesver­

waltungsstrafbehörde auch über Akte der mittelbaren Bundes­

verwaltung entscheiden wird, rechtfertigt nicht ein der­

artiges Eingriffsrecht der Bundesregierung in Landes­

kompetenzen und verstößt gegen das in unserer Verfassung 

herrschende Föderalismusprinzip~ 

Dem Entwurf fehlt weiters eine KlarsteIlung darüber, daß 

die Mitglieder dieser Landesverwaltungsstrafbehörden in 

der Ausübung ihres Amtes unabhängig und unparteiisch im 

Sinne der einschlägigen Bestimmungen der Bundesverfassung 

sind; die Vorstellung, daß Beamte in diese Landesverwaltungs­

strafbehörde abgestellt werden und dort unabhängig und un­

parteiisch sein sollen, widerspricht den geltenden Be­

stimmungen über die Regelungen des Beamtendienstrechtes 

bzw. Angestelltengesetzes hinsichtlich Weisungsgebunden-

heit und Treuepflicht. Wenn schon diese Landesverwaltungs­

strafbehörden "Gerichtsbarkeit" (arg: "Tribunale") aus-

üben, so setzt diese Weisungsungebundenheit voraus. 

Unabhängig und unparteiisch bzw. an keine Weisungen ge­

bunden, kann diese Behörde nur dann entscheiden, wenn 

ihre Mitglieder bei der Ausübung ihres Amtes tatsächtlich 
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unabhängig und weisungsfrei sind. Sind die Mitglieder 
der einzurichtenden Landesverwaltungsstrafbehörden 

"Richter", so ist der Entwurf nur dann verfassungskonform, 

wenn dem wichtigsten Grundsatz, der durch die Bundes­

verfassung für "Richter" aufgestellt wird, entsprochen 

wird, dem der Unabhängigkeit. Diesbezüglich bietet sich 

die Beiziehung von Angehörigen freier Rechtsberufe an. 

III. 

Entschieden gegen die Bestimmung des Art. 107 Abs.2 des 

Entwurfes spricht sich der Österreichische Rechtsanwalts­

kammertag aus, da damit dem Staatsbürger das bisher zu­
stehende (Grund-)Recht, eine "faktische Amtshandlung" 

wegen Verletzung eines Grundrechtes direkt beim Verfassungs­

gerichtshof, anzufechten, grundlos entzogen wird. 

IV. 

Der im Entwurf im Art. 1/2 vorgesehenen Bestimmungen des Art. 

133 Zif. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes wird entgegen­

getreten, da durch diese Bestimmung von der Zuständigkeit 

des Verwaltungsgerichtshofes all jene Angelegenheiten aus­

geschlossen wären, in denen nur eine Geldstrafe verhängt 

wurde und im zugrundeliegenden Gesetz bei Geldstrafen der 

Ausschluss des Verwaltungsgerichtshofes vorgesehen wird; 

dies bedeutet nichts anderes, als daß der einfache Gesetz­

geber in Verwaltungsgesetzen vorsehen kann, daß die An­

rufung des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist, 
wenn es nur zur Verhängung einer Geldstrafe kommt und da­

her sämtliche diesbezügliche Bescheide nicht mehr hin­

sichtlich ihrer Mangelhaftigkeit und Rechtswidrigkeit einem 

Instanzenzug unterliegen. 

Dies wäre ein-für einen Rechtsstaat unhaltbarer Zustand. 
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V. 

Gleiches gilt für den Art. I/3 des Entwurfes, wonach 

dem Art. 144 Abs. 1 ein Satz angefügt werden soll, wo­

nach von der Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes 

die Angelegenheiten ausgenommen werden sollen, über die die 

Entscheidung einer Verwaltungsstrafbehörde gemäss Art.107 

zusteht, wenn dies für die Fälle, in denen nur eine Geld­

strafe verhängt wurde, vom Gesetz vorgesehen ist. 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist hinsichtlich 

der beiden zuletzt genannten Vorschläge des Entwurfes 

der Ansicht, daß es nicht Sinn und Zweck einer Gesetzes­

novelle sein kann, die Höchstgerichte auf Kosten der 

staatsbürgerlichen Rechte zu entlasten. 

Gerade die Höchstgerichte sind ja dazu berufen, im demo­

kratischen Rechtsstaat die überwachung der Verfassung, der 

Grundgesetze und der Ordnungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit 

der Verwaltung zu überwachen. 

Daher geht es nicht an, diese vornehmste Aufgabe der beiden 

Höchstgerichte an eine Unterinstanz zu delegieren, wenn 

deren Entscheidungen bei den Höchstgerichten nicht mehr 

angefochten werden kann. 

Gleichzeitig werden die Stellungnahmen der Steiermärkischen 

Rechtsanwaltskammer vorn 3.September 1986, der Rechtsanwalts­
kammer für Kärnten samt Beilagen vorn 9.September 1986 und 

der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer vorn l8.Septem­

ber 1986 angeschlossen. 

Wien, am 24.Sept.1986 
DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 
Präsident 

34/SN-265/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 16

www.parlament.gv.at



Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Graz 
Salzamtsgasse 3/IV· 8011 Graz . Postfach 557 . Telefon (031 6) 700290 
Girokonto Nr. 0009·058694 bei der Steiermärkismen Sparkasse in Graz. Sparkassenplatz 4. PSK Nr. 1140.574 

G. Zl.: .. ~ .. ~..?.!.~§................................. 
Obige Nummer bel Rüdtantworten erbeten 

Österreichische 
Rechtsanwaltskommertag 

Rotenturmstraße 13 
1010 Wie n 

Betrifft: Ihre GZ 249/86 .~ 

Gruz, om 3.9.1986 

Osterrelchlscher 
Rechtsanwaltskammertag 

elng. - 9. SEP. 1986 

.... 1.Jach. mit ......... :.:.. Beilagen 

Entwurf eines Bundesgesetzes mit 
dem das Bundes-Verfassungsgesetz 
durch Bestimmungen über Ver­
waltungsstrafbehörden ergänzt wird 

Sehr geehrte Herren Kollegen! 

Der gefertigte Ausschuß der Steiermärkisctlen RechtsanwaltS-I 

kammer teilt zum vorliegenden Entwurf eines Bundesuesetzes seine 

Stellungnahme mit, wie folgt: 

1. Ubwohl des zwar prinzipiell zu begrUßen wäre, doß Angelegenheiten 

die nach der österreichischen Terminilogie Verwaltungsstrafsachen 

sind, von einem unabhängigen und unparteiischen, nuf Gesetz be­

ruhenden, Gericht, welches auch unabsetzbar ist, entschieden 

werden sollen, wird trotzdem der vorliegende Gesetzentwurf aus 

den verschiedensten Gründen abgelehnt, da in mehrfacher Hinsicht 

schwerwiegende Bedenken bestehen. 

2. Nach dem vorliegenden Entwurf wird die Frage ob es sich bei den 

zu schaffenden Verwaltungsstrafbehörden um ein Gericht oder eine 

Behörde handelt, nicht zweifelsfrei gelöst. 

Nach dem ßVG herrschl in Österreich ja grundsätzlich Gewalten­

trennung. Immer wieder hat Lehre und Rechtssprechung darauf ver­

wiesen, daß die Feststellung wichtig ist, ob ein Staatsorgan, 

Gericht oder Verwaltungsbeh0rd~ ist. Diese Unterscheidung besitzt 

deshalb gro[3e BedeuturlCj,- weil der Verfassungsgerichtshuf und 

der Ver~altungsgerichtshof nur gegen Bescheide von Verwaltungsbetlör­

derl angerufen werden können und weil ~uch nur von VerwHltungsbehBrden 
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Verorclnungell erlassen v~erdell können. 

Hingegen können nur Gerichte den Antra9 auf Aufhebung einer Ver­

ordnun<J beim Verfassungsgericht~3hof slellen. N<.sch der gefestigten 

Rechtssprechung ist im Sinne des BVG Verwaltungsbehörde jede 

Behörde, die kein Gericht ist, wobei es zum Wesen eines Gerichtes 

gehört, daß die richterlichen Organe in AusObung ihres Amtes 

unabhängig, das heißt weisungsfrei, unabsetzbar und unversetzbar 

sind. Es ist naturgemäß nicht die Angelegenheit mit der eine 

Behörde befaßt ist, dafOr maßgebend, ob sie Gericht oder Verwaltungs­

behörde ist, sondern ihre eigene Uualifikalion. Der Unterschied 

zwischen Gerichtsbarkeit und Verwaltung ist daher eine Frage 

der Qualifikötion des Vollzugsorganes. 

Wenn schon nach der derzeitigerl Situation eine Abgrenzung der 

Verwaltungsbehbrde gegenOber der Rechtssprechung nicht sehr 

klar ist, wobei die größte Überscllneidung ohnehin schon derzeit 

im Verwaltungsstrafgesetz besteht, welches an sich einen Übergriff 

der Verwaltungsbehörden in die Rechtssprechung darstellt, so 

sollte doch nicht das Prinzip der Gewaltentrennung neuerlich 

gravierend unlerlaufen werden. 

3. Auch die Überlegung in 2.lnsLc.:lIlz nun Organe zu schaffen, die 

eher den Gerichten angenähert sind, während ln 1.lnstanz Ver­

waltungsbehörden entscheiden, ist abzulehnen. Bekanntlich werden 

:'8 Sdchfragen bereits \'ieitgetlend in der 1.ln~,tanz gelöst, sodaO 

es nicht zweckmäßig ist, wenn gerade die für die Entscheidung 

vJesentliche Sammlung des BevJeismaterials, die Überprüfung von 

Sachfragen durch weisungsgebundene Urgane erfolgen soll und erst 

im Berufungsverfahren die Kriterierl wie bei einem Gericht vorliegen 

sollen. 

4. DarOberhinQus ist die iln Entwurf gewählte Vorgangsweise, wonach 

die Schaffung der Strafbehörde, GIs Landesbehbrde sehr weitgehend 

111 der organisatorischen Ausgestaltung der jeweiligen Landesgesetz­

gebung überleJssen wird und nur fOr die Ernennung eine gewisse 

Einflußnahme des 8urlde~ und eine Mindesternennungsdauer vorge­

sehen ist, mehr als problematisch, dC! sie die Gefuhr in sich 

birgt, daß in den einzelnen Liindern sehr unterschiedliche Strukturen 

entstehen. 
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E~') ~Iäre zweifelsohne eine erhebliche Rechtsunsicherheit, wenn 

der VerwDltungsgerictltshof Ober Entscheidungen zu befinden hal, 

~I e 1 c h e von U n t e I' ins t <3 n zen e I' 1 CI s ~> e n ~'I u I' den, w e 1 c h e nie h t n ach 

den gleichen Grunds~tzen, in gleicher Weise gebildet wurden, 

rUr die die gleiche Gesch~ftsverteilung gilt und die einheitlich 

und gleich besetzte Senute besitzen. 

5. Es wäre einer Überlegung wert, ob nicht 8hnlich, wie bereits 

1m Jahre 1932, wo der Bund durch eirlfaches Bundesgesetz die Ahndung 

bestimfnter Struftaten den Gerichten abgenommen und den Verwaltungs­

behörden Ubertragen hat, auch hier einf<.lch in Äncerung der Be­

stimmungen des Verwaltungsstrafgesetzes, insbesondere der Be­

stimmung des § 26 ff gewisse Anpassungen vorgenommen werden. 

6. Vor allem aber ist darauf zu verweisen, dDß der Aufwand, welcher 

mit der Schaffung dieser Behbrden verbunden wäre, enorm wäre, 

cluß damit z\t-Jeifelsohne eine neuerliche I~ufblähung des Beamten­

dpparales verbuflden wäre, wobei Gber die Kosten, welche mit der 

DurctlfUhrung dieses Entwurfes verbunden wären in der Aussendung 

des Entwurfes Oberhaupt nichts gesogt wird. 

Zusilmmcnfassend ist daher zu sagen, di:lß nach Ansicht des Ausschußes 

der Steiermärkischen Reclltsanwaltskammer die oben aufgezeigten 

Bedenken, vor allem aber auch die damit verbundenen Kosten und 

der personelle Mehruufwand so gravierend sind, d~ß die Beibeh~ltung 

des Vorbehaltes zu Artikel 5 der Europäischen Menschenrechtskon­

vention einer Änderung des Bundesverfussungsgesetzes absolut 

vozuziehen ist. 

rUr den Ausschuß der Stmk. Rechtsun\'Ial tskuolmer 

mit vorzDglicher kollegialer Hochachtung 

räsident: 

({{kult. 
Kaltenb2ck 

34/SN-265/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 7 von 16

www.parlament.gv.at



.. 

• 

'. 

" RECHTSANWALTSKAMMER FOR KÄRNTEN 
9020 KLAGENFURT·PURTSCHER STRASSE l/I·FERNRUF (04222) 512425,57670 

An den 
Österreichischen Rechts­
anwaltskammertag 
z.Hd. Herrn Referent 

• 

Klagenfun. am 9:9.1986 Dr.S/J 

Dr. Peter Knirsch 
Rot eQ.i..u..p-m-sl ra ß e 13/ Po, t fa c h 612 GZ. - 3 0 5 / Osterreichischer 

1011 Wie n (/J !~t: 1ft J Rechtsanwaltskammertag 

v Ir .. ( eing. 1 2. SEP, 1986 / P;~ f 

f( ) 1 ... Jach. mIt ... ~~ ..... Beilagen 

Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf ~nes Bundes­
gesetzes, mit dem das Bundesverfassungs­
gesetz durch Bestimmungen über Verwaltungs­
strafbehörden ergänzt wird, Ihre Gz. 249/86 

Sehr geehrter Herr Kollege! 

Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer für Kärnten über­

mittelt in Beilage A die Zweitschrift der Stellungnahme 

des Mitgliedes der Kärntner Rechtsanwaltskammer Dr.Helmut 

Sommer und schließt sich laut Beschluß in der Sitzung 

vom 9.9.1986 dieser Stellungnahme an. 

Wir bitten um Kenntnisnahme und zeichnen mit 

vorzüglicher und kollegialer Hochachtung 
.... '". 

" 

- Beilage A -

- bi t t-e wenden -
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N.S.: Eine zweite Stellungnahme ist von unserem Kammermitglied 

Dr.Heinz Walther, Klagenfurt eingelangt, die wir Ih~ 

ebenfalls in Beilage B) in Fotokopie übermitteln. ~ 
dieser Stellungnahme schließt sich der gefertigte Aus­

schuß an. 

Insbesondere wird noch einmal darauf verwiesen, daß der 

Tiroler Landesgrundverkehrskommission ein Rechtsanwalt 

angehört, was zweifellos für alle Bundesländer zweckmäßig 

wäre. Ein diesbezüglicher Versuch in Salzburg schlug erst 

vor kürzerer Zeit fehl. (Siehe Rundschreiben der Salz­

burger RAK Nr.8/9 v.August/September 1986). 

- Beilage B -
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RECHTSANWÄLTE 

DR. ULRICH POLLEY 
DR. HELMUT SOMMER 
A-9020 Klagenfurt, Neuer PI. 5/ I (Rainerhof) 
Telefon (0 42 22) 51 1270-0 und 57 8 66-0 

.---------------~~~~~ . .. .'.~.D -1-;. _ ""- •• . ~ , ... ,lAIIIVWI'<l! 

Klagenfurt , 

2.9.] 986 

Ilg 

. Rechtsanwaltskarm;,er:')";>nff~"'? 

j'lq;ffir,~ßrI)~~ ':lf1<~r'C;E"f1-"'" ~,2';'-
Purtsche~,stP~ge:l q!r I~., d.-.· " 

'1" '1 i ... ; I >., .. , \" rl .... I·~. 0 .. 20 KJageoflll:t ... ~-, .. "n!.,~<."r..!n."'''I(i,r""''.,,,-; (~i.'?'!:'!tl')?~U(--!: t:2J 2(:' .. (,';)~;~·J,~-iJ8;:.r··q!~.' i-:\,'<":~\: :af~'-) -' ~ -

_'tr~I(~Sif,f~rr;w,~~U~~19rw.tvn~:'+'I,l[,TiI')~t~~rf;,eJ~s ~pn~s?~~t~~~~ml.t!d~mÄ8.S e,lJß,des­

';: ::i r d1~V rVl ~ 81 v~~f.~~ng.g~8~~;l; ,,~~rg~·IH~~tm?p~\Jn~~!'h.i,ipe~ "ß..r;Wral:~~.~atRt!höfden 
.. t . d 

._~;"td-:::::-f '~c)·, ")1t~9:~f1~, "r1f, ~;'" 1- --:'"lI' .. n~··d~'1':"\" n~r'~:'!n-~-;',l r;':~': r";.1~~!""!·Y-; j~(-"'~ ,fl~~hltJ\·~: 

•• :,1~~~ S!~"'~!.;M~r1~~\rr~f.tÄ~t9~Pt1nt,~,,,~,,,,,·,,~ en0;ig~S;:":rJV c:;::"i' ,'T1U':l rnUf~,)9;~?~jd"r.'-; 

t .. ~e.~!::s-e,,\e~~,~~tt:~,rl,~I',t<~~~9e:n.!t1:> s;"tF'J~qT l'3jie. .... !~ ,'""h,,::,c'cd' S1~1lnnu:!l€w''3\f ~i(i '.. . . . .. . - ' . 

. ~ 1;:0 ~-~r"9~~.f~\ep~~~ ';~twyf.{.: e~~~!~~;s~~~;~~1p.y.t"lp.em~(f~~~~5\~~~fa~gs­
gesetz durch Bestimmunqen über Verwaltungsstrafbehör~~~.~r~~,)V~~~~hl.;)die 

Einrichtung von unabhängigen Verwaltungsstrafbehörden als Behörden zweiter 

'; ':IMst'aMf'PV&f;o; GHjhm~'iti~,cri,mt1l1;;,~ß 1()ge;'a~t :.l'f,.,;~d~~, Jf~~ß'l5;ä{e1n~~~':~hene 
r.

1
; ~n'ä9~ng,f>~~f~eTr ~Y~"~;'~9tl~~rChiJri~Z~~jl8ri~bt~rQJig~\Ii~liilt~9:t(~~'fb~]~en 

-·r:~:;"~iter"I~'arit'!il'~';i~ht~ "'d~fu: :iGrti~d::iiriä~h~"3;'~;~ b~g~Öß~t ist ~~h~l~i~~'!S die 

:Ji';v~~älttingSst~*~h5~Jkf~"1h:t~~':I~t~nib~9idJfd~ci~~~~fi~ge;.;hi~~e~~~'!~lcht 
• >tim n9h1!'1'-" jndfll9pd~ 

erfaßt sind und daher nach wIe vor weisungsgebundene Behörden bleIben. . 

Die von den Rechtsanwaltskammem immer wieder vehement geforderten 

Änderungen des w,lr~~~jgg~1t~äf~g~'fe~ 1~i,~Wiitf;~Ogll~h der Behörden erster 

Instanz, sind von dem vorliegenden Entwurf nicht erfaßt, weshalb der vorliegende 
~ /~.,··j;'.,i r)ClGlis .... J'\ 

Gesetzesentwurf von seiten de'r RechtsanwaJtskammer sicherlich nur als erster 
( ~~!1'~':--'0? itJr·""!'f11-~."r;-! ' 

Schritt in Richtung einer Gesamtänderung des Verwaltungsstrafrechtes betrachtet 

werden kann. 

Bankkonten: BAWAG. Kto. 96410·719·352; Österr. CrediHnstitut, Kto. 176·82458 
Karntner Landes-Hypothekenbank, Klo. 1-24049-8; Bank fur Karnten und SteIermark, Kto. 100-298384 
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r'* 
j;t.',f;4~. .~ 1;' 
;,.., 

,. , 1 t:t:3\ ''f lf '. 't .. 

Abgelehnt werden muß ffon ~ite~<:1er Rechtsarraltskammer die vorgesehene 

Änderung des Bundesverf~ssungsgesetze8 lnsoweit,\ als die Anrufung der Höchst­

gerichte für jene Fälle,~~'aehen "IiÜr -eine Geldstrafe verhänbt wurde, ausge-r -, 

schi oStlen"wird.::':, - ! ,- '.' 'C r"·' " '<, r' iJ\ 
Diese vorgesehene Ä'nde~u,"g'b;ringt eine Verschlechterung gegenbb~r der bisherigen 

Gesetzeslage fnit 'si~h~' ,: '~" ';' 

Erfahrungsgemäßl:',·\,Jrfd:i~~~.eich des, Verwaltungsstrafrechtes fast ausschließlich 

mit Geldstrafen vorgegangen, sodaß davon auszugehen ist, daß in der über­

wiegenden Zahl der Verwaltungsstrafverfahren die Anrufung der Höchstgerichte 

nicht mehr möglich sein wird, sollte dieser Gesetzesentwurf in Kraft treten. Tritt 

-;-"aS:eF <di~seT")Uffistandj'l'lh~Z!~ntist ?aa\.nii'jlfuj~ctinen:-dJßlrCtjl:tll\t~;"'ait~~~~af­
n ',' 6~hö~i!n1aucH Ifyl,r-Jeneri Fäif~n;'tnnden~ ~vt'~iI~((;htbfstl'er'rileht'~~ld&trafen verhängt 

:· .... ·'J-I ~~('1.~<.·~ ... '\'O 

wurden, mit Geldstrafen vorgehen werden, um damit die' Anrufung der Höchst-

gerichte auszuschal ten. 

Ein weiterer NachteUli egt meiner Ansicht nach darin, daß die Einheitlichkeit der 

Rechtssprechung durch diese vorgesehe~e Änderunq(bl'~fAt;Ei~i\tigt'~~~a~h 'k&rfilte. 
!(":C~F'>:I:;":"" ~i'~'"'T""!'~~"':"_.l o ....... rf::i~·J·.' I-;/..;·'~'" 

Die Verwaltungsstrafbehörden zweiter Instanz sind~nabh diesem Gesetzesentwurf 

als Behörden der Länder einzurichten und es Ist, wenn die Anrufung der Höchst­

gerichte ausgeschlossen wird, zu befürchten, daß sich in den neunBundesländem 

-·;D ijttieG tWte~cRfedlibken R~ch~ssp~(fhOh~i'\~~iWfell~li; <, ~~~ ': 'JB;ri fG~~t~~"erlerii'cht 
'-'.;~ i~~~_J~~ .. !.~~t...l;<""·-'f:. ,,"",.c·!.1'"'t'~1·f·~Gf·1·t~'~·!'_,.rif"'t.(",,!,jJ!r'\"'''·I·~'· -Tori!"- r.c:-:;"~;~r""'·:'~""';1~·RI""! rf.,"!t~;~ s.j~~9n . 'geWurnscnt'weroen 'Kann. ," .. '''''','' ".' ,,"., '._» - -' !:' 
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S TEL L U N G NAH M E 

des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer fOr Kärnten zum Ent­

wurf eines Bundesgesetzes. mit dem das Bundes-Verfassungsge­

setz durch Bestimmungen Ober Verwaltungsstrafbehörden ergänzt 

wird. 

" 
Obiger Gesetzentwurf. welcher fOr jedes Bundesland eine un-

abhängige und unparteiische Behörde vorsieht. welche Ober Be­

r~fungen in Verwaltungsstrafsachen vorsieht. wird grundsätzlich 

beßrüßt. ( 
Was die inhaltliche Regelung anbelangt. könntelsich allerdings 

Bedenken in folgender Richtung ergeben: 

Art. 133 Z. 4 B.-VG sieht bereits Kollegialbehörden vor. wonach 

unter den Mitgliedern derselben nach~em die Einrichtung dieser 

Behörde regelnden Bundes- oder Landesgesetz sich wenigstens 

ein R ich t e r befindet. 

Da auch die Straßburger Instanzen das justizstaatliche Element 

stärker hervorheben. schiene es angezeigt. daß den Vorsitz 

einer Berufungsbehörde in Verwaltungsstrafsachen ein Richter 

einnimmt. zumindest aber sich unter den Mitgliedern dieser Be­

hörde wenigstens ein Richter befindet. 

Es d~rf darauf hingewiesen werden. daß beispielsweise in den 
: ' 

Grundverkehrskommissionen alten Zuschnitt~ ein Richter den Vor-

sitz fOhrte. Auch gehört der Landesgrundverkehrsbehörde beim 

Amt der Tiroler Landesregierung nach dem Grundverkehrsgesetz 

für das Bundesland Tirol LGBI. Nr. 4/1971 in der Fassung der 

Novelle LGBl. Nr. 6/1974 ein Richter an. Ebenso ein Rechtsanwalt. 

Allerdings hat der Verfassungsgerichtshof in qeinem Erkenntnis 

vom 9.10.1982 (= VerfGH Slg. 9536) ausgesp"r;ochen. daß die Er­

nennung dieses Richters nicht einem obersten Organ der Bundes-

, 
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vollziehung. im gegenständlichen Fall also nicht dem Bundes­

minister für Justiz zukommen darf. da es sich um eine Landes­

sache handelt (vgl. LGBl. für Tirol Nr. 68/82). 

Dieser Aspekt wäre au c hcci I'lr.o ße,g.ef),~üß",~JA.c,hß"'". Fall • wonach die 

Berufungsbehörde als Landesbehörde installiert werden soll. zu 

beachten. 

Wenn in gewissen Behörden (wie z. B. in der Landesgrundverkehrs­

behörde beim Amt der Tiroler Landesregierung oder in den Landes­

agrarsenatenl ein richterliches Element de lege lata vorge­

sehen ist. so erscheint es nur umso mehr angezeigt zu sein 

derartiges auch in Verwaltungsstrafsachen vorzusehen. 

Diese Ansicht wird noch dadurch bestätigt. daß in weiterer 

Folge ja der Ausschluß einer Beschwerdemöglichkeit an den 

Verwaltungsgerichtshof b~i VerwaltungsObertretungen. deren 

Höchststrafe eine bestimmte festzusetzende Grenze nicht über­

steigt (wo liegt diese ?) beabsichtigt ist. Daher sollte der 

Vorsitz in der Berufungsbehörde in Verwaltungsstrafsachen von 

einem Richter gefOhrt werden. zumindest aber müßte ein Richter 
r 

Mitglied der Kommission sein. 

Das U r t eil des Eu r 0 p ä i s ehe n Ger ich t s hof e s f 0 r Me n s ehe n<r e c h t e 

vom 16. 7. 1971 in der Sache Ringeisen spricht vom Präsidium 

eines Richters (vgl. auch VerfGH Slg. 7099). 

Sollte die Zugehörigkeit eines Mitgliedes der Landesregierung 

zum Kollegialorgan begrOndet werden. so tritt eine personelle 

Verflechtung der neu zu schaffenden Berufungsbehörde mit der 

Exekutive in einer Art ein. die mit Art. 6 Abs. 1 MRK nicht 

im Einklag steht (vgl. VerfGH Slg. 7099). 

Da in den Erläuterungen zum Besonderen Teil (zu Art. I. Z. 1 

auf Seite 7) auch davon die Rede ist. daß die Mitglieder dieser 

Behörde allenfalls auch aus Personen zusammengesetzt sein 

sollen. die bisher nicht zum Dienststand eines Landes oder des 

Bundes gehörten. darf angeregt werden. daß auch Angehörige des 

Rechtsanwaltsstandes in eine derartige Funktion berufen werden 

(wie dies bekanntlich beispielsweise auch beim: V~rfassungsgerichts­

hof der fall istl;u. überdies - speziell in Verkehrsstrafsachen -
auch fachkundige Personen ernannt werden. welche den Kraft-

, 
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fahrerverbänden angehören (wie dies beispielsweise vor 

1967 bei der sogenannten Führerscheinentziehungskommission 

der Fall war). Ober Antrag des Beschuldigten sollte auch 

eine mündliche Verhandlung (mit der Möglichkeit Beweise 

aufzunehmen und zu überprüfenvorgesehen sein sowie in jedem 

Fall das Recht des Beschuldigten im Beisein seines Rechts­

beistandes vor der Behörde zu erscheinen. 
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/ Ausschuß der 
Oberösterreichischen 
Rechtsanwaltskammer 

An den 
österreichischen 
Rechtsanwaltskammertag 

Er·t.lga~::;~?;e ~~~ 

1[J1.Q ___ ~~LL_~L_o. 

4020 Linz, Musey,l)1straße..25/Quergasse 4 
Telefon 71 7 30 \leue I el. Nr. 

27 17 30 

Osterreichischer 
Rechtsanwaltskammertag 

eing. 2 4. SEP. 1986 

.. !.f. .. fach. mit ...... -4 ..... Beilagen 

~Qlriffl..;.. En t.l"-lI.Jt"· f Ed.ne~.:; Bundesqesetzes, mi t. dem da~:.~ 

Bundes-Verfassungsgesetz durch Bestimmungen 
Uber Verwaltunqsstrafbehörden ergänzt. wird 

tf~/~ 

.'0 Z~J:ß 
D~::"t- Ausschun der· oö. Rechtsanwal tskammer· er·laubt s.lch zum EntlLtf 
eines Bundesqeset.zes, mit dem das Bundes-Verfassungsgeset.z dUt~1 
Bestimmungen Uber Verwaltungsstrafbehörden ergänzt wird, wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

Grundsätzlich ist zu begrUßen, daß durch den vorliegenden Ent.wurf 
eine unabhängige und unpart.eiische Landesbehörde geschaffen wird, 
doch sollte dies nicht in der Form geschehen, daß der Versuch 
unternommen wird, den Instanzenzug zu beschneiden bzw. anderer­
sei t.s den sogf?nann t:.E~n "unabhängigE~n Behörden" I<omp(ltenn?n einzu-· 
räumen, die bislang den Höchstgerichten vorbehalten waren. 

Äunerst bedenklich erscheint, daß keinerlei Regelungen Uber die 
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit. qet.roffen wurden. Es ist 
jedenfalls abzulehnen, dan Landesbedienstete diese Funktionen 
ausUben. Vielmehr können die einzelnen Mitgli~der dieser Senate 
nur unabhängige Richter oder Personen sein. die aus den freien 
recht.sberatenden Berufen kommen. 

Auch die E~nennunq eines Drittels der Mitglieder der zu schaffen­
den Behörde auf Grund eine Vorschlages der Bundesregierung ist 
abzulehnen, weil der in den Erläuterungen angefUhrte Hinweis auf 
die unmit.telbare und mittelbare Bundesverwaltung kein Argument 
fUr ein derartiges Vorschlagsrecht. ist. 
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Ebenso bedenklich ist die Normierung der Zuständigkeit im sinn 
dF~~::; Art . .107 AI:>::':;. ~? fijt" BF~::::;chwPt"'den, die die fakti::':;che Amt:ö;hand'-' 
lung betreffen. Gerade in derartig einschneidenden Fällen, wie 
sie die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls­
und Zwangsgewalt darstellt, ist zu fordern, daß keine Abschnei­
dung des Instanzenzuges erfolgt, sondern auch weiterhin der VfGH 
über derartige Beschwerden entscheidet. 

1 I ':l I' Abzu"elnen slnc eIe neuen Artikel .133 Ziff. 2 und .144 Abs . .1, da 
ja die Mehrzahl der Fälle bzw. strafbaren Handlungen ohnehin 
geringfügiger Natur sind und diesbezüglich der Behördenwillkür 
w,ieck:,t"ufTl TÜt" und Tot' (:;,lfc"t':')f:r:net l'JOt'de. l,)fIl' elF'rn Schldql.Jot"'t "vF,t'b(!~:,:;" 

set'ter Zuqan~J zum necht," duch t',dtsächlich nechnun~1 zu tt"a9E!n, muf:~ 

die uneingeschränkte Beschwerelemöglichkeit auch fOr Handlungen 
"qet" i ngfiJgi\;:)(::"t" I\t" t" an di e Hijch~:;tqet" i eh t,e et'h,::t.l tpn bleiben. 

Zusammenfassend wird daher dpr Entwurf in seiner vor.liegpnden 
Fot"m abgelehnt,. 

neferent: Dr" nobert MAynHOFEn 
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